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Bundeskanzler Helmut Kohl: 
Abschied in Freundschaft 
Di ersehnt 'es ist ein Tag, den wir gemeinsam 
aben, und es ist ein Tag, der unvergessen blei- 
en wird. Wir erleben seit einer Reihe von Jah- 

j.n große historische Umbrüche auf unserem 
°ntinent rjer Tag^ an $em wjr heute hier in 

vv^
r',n zusammenkommen, ragt unter den denk- 

Na h8en Ereignissen als ein Schlußpunkt der 
acnkriegsgeschichte Europas heraus. 

da  p nfz'8 Jahre, nachdem die sowjetische Armee 
err

S .GeD«et des damaligen Deutschen Reiches 
e,chte, verlassen russische Soldaten heute unser 

Aus der Rede des Bundeskanzlers 
Deim Festakt aus Anlaß der Ver- 
abschiedung der russischen Trup- 
pen am 31. August im Schau- 
spielhaus Berlin 

Pan '   ,e gehen nicht als Besatzer, sie gehen als 
ö   ner, sie gehen als Freunde. 
n'cht       8 der West8ruPPe der Streitkräfte ist damit 
s°ga fUr vertra8sgemäß abgeschlossen, er erfolgt 
'2 c   ru"er als im Zwei-plus-Vier-Vertrag vom 
Ihne

eptember l990 vereinbart. Hierfür möchte ich 
ihren

np^err Präsident' den russischen Soldaten, 
chen    ami'ien und allen Beteiligten unseren herzli- 
ch aussprechen. 

ten scu     daß der heutige Abschied manchen Solda- 
Wer fällt. Wo es möglich war, haben wir 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

geholfen — beispielsweise beim Bau von 
45.000 Wohnungen in ihrer Heimat und 
auch bei Umschulungsmaßnahmen. Die 
reibungslose und in jeder Weise korrekte 
Durchführung des Abzugs der Truppen 
ist ein wichtiges, sie ist ein hoffnungsvol- 
les Zeichen für unsere gute gmeinsame 
Zukunft. Sie ist im besten Sinne des Wor- 
tes eine vertrauensbildende Maßnahme! 

Blick in die Zukunft 
Noch vor zehn oder sogar sechs Jahren 
hätten sich die wenigsten das Ereignis 
des heutigen Tages vorstellen können. 
Die Teilung Deutschlands, Europas, ja 
der Welt schien fest zementiert. Was sich 
freilich in historischer Perspektive als 
eine Momentaufnahme der Geschichte 
darstellt, erschien damals vielen Zeitge- 
nossen wie für die Ewigkeit gemeißelt. 
Wenn wir heute gemeinsam den Blick in 
die Zukunft richten, wollen wir uns stets 
an die ganze Geschichte erinnern, an die 
hellen Seiten ebenso wie an die dunklen 
Kapitel. 
Wir knüpfen jetzt an die guten Perioden 
unserer Beziehungen an. Wir wollen gute 

Nachbarschaft in einem Europa freier 
und gleichberechtigter Völker. Wir gewin- 
nen die Zukunft aber nur, wenn wir die 
Lehren aus den dunklen Kapiteln der 
Vergangenheit nicht vergessen. Wahrhaf- 
tigkeit ist das Fundament dauerhafter 
Freundschaft. 
Die unselige Entwicklung in diesem Janr' 
hundert war das Ergebnis von überstei- 
gertem Nationalismus und Vormachtstre- 
ben, von Rassenwahn und Klassenhaß- 
Totalitäre Diktaturen und menschenver- 
achtende Ideologien in unseren beiden 
Ländern haben millionenfaches Unglüc 

über die Menschen gebracht. Die natio- 
nalsozialistischen Machthaber in 
Deutschland verzerrten und erniedrigte 
das Bild Rußlands. Der Pakt der Diktat 
ren Hitler und Stalin legte die letzte 
Schranke vor dem Krieg nieder, den d1 

NS-Gewaltherrschaft kurz darauf entfes- 
selte. 

Wir dürfen nicht vergessen 
Wir vergessen den deutschen Überfa' 
die Sowjetunion am 22. Juni 1941 nicn ^ 
Von Deutschen und in deutschem N^m 
ist dem russischen Volk Schreckliches 
angetan worden. Wir verneigen uns v< 

Wahlkampftelefon 
Ab dem 12. September bietet die CDU-Bundesgeschäftsstelle den Wahl- 
kämpfern der Partei sowie interessierten Wählerinnen und Wählern den 
Service des Wahlkampftelefons: 
Fachkundige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Konrad-Adenauer- 
Hauses stehen als Ansprechpartner für Anregungen und Anfragen zur 
Verfügung. — Das Wahlkampftelefon mit der 

Telefonnummer (0228) 544-240 
ist von Montag bis Freitag von 8.30 Uhr bis 18 Uhr besetzt, danach läuft 
ein Anrufbeantworter. 
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de ri
ein®m militärischen Zeremoniell auf dem Gendarmenmarkt meldet der Oberkommandieren- 

pen V Westgruppe der Truppen in Deutschland, Generaloberst Matwej Burlakow, seine Trup- 
eim russischen Präsidenten Boris Jelzin und Bundeskanzler Helmut Kohl ab. 

Set ,V,e'en Millionen Toten, die der ent- 
,e«liche Krieg Ihr Land kostete. Wir wol- 
^ und dürfen dies alles nicht vergessen 
Se 

Und ebensowenig dürfen wir verges- 
c)i

n' Was später Deutschen in der Revan- 
Vß

e Zu8efügt wurde. Dies alles darf weder 
ab   rä"8t nocn aufgerechnet werden, 

w,r wollen daraus lernen. 

dj    .Scn^ und Russen stehen jetzt — und ,es ist eine große Chance für uns alle — 
ty    nfang einer guten Zusammenarbeit. 
und p°       unsere neue Freundschaft 
aüsb 

artnerschaft festigen und weiter 
^Ur aUen* Sicnerneit und Wohlergehen in 
enge

Pa ^ann nicht ohne, sondern nur in 
geWä? 2usammenwirken mit Rußland 
2e'ch      JStet werden- Die kürzlich unter- 
land 

neten Abkommen zwischen Ruß- 
für d

Und der NATO über Partnerschaft 
Frieden und über Kooperation 

^tder Europäischen Union sind essen- 

tielle Bausteine für das Europäische 
Haus. Viele der großen Herausforderun- 
gen, vor denen wir heute gemeinsam ste- 
hen, sind nur noch in enger Zusammenar- 
beit zu bewältigen — das gilt für den 
Schutz der Umwelt ebenso wie für die 
Bekämpfung grenzüberschreitender Kri- 
minalität und die Nichtverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen. 

Wir wünschen Ihnen Glück 
Ich danke Ihnen, Herr Präsident Boris 
Jelzin, und dem großen russichen Volk, 
daß wir uns am Ende dieses Jahrhun- 
derts, das so viel Leid, Tod und Tränen 
sah, die Hand zur Freundschaft reichen 
können — in dem festen Willen, gemein- 
sam für Frieden und Freiheit zu arbeiten. 
Wir wünschen unseren russischen Freun- 
den auf ihrem gewiß nicht einfachen Weg 
in die Zukunft Glück, Erfolg und Gottes 
Segen. • 
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Kommentare 
Ende einer Epoche 
Das Ende der Nachkriegszeit ist nun schon 
oft an vielen Daten unserer jüngeren 
Geschichte festgemacht worden: An dem 
Eintritt der jungen Bundesrepublik 
Deutschland in das westliche Verteidungs- 
bündnis und in die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft unter Konrad Ade- 
nauer oder an dem Beginn der Aussöh- 
nung mit den östlichen Nachbarn — bei 
Hinnahme der Teilung Europas — unter 
Willy Brandt. Der Abzug der letzten russi- 
schen Truppen aus dem wiedervereinigten 
Deutschland in der Ägide Helmut Kohls 
markiert jedoch nun wirklich das Ende 
einer Epoche, einen tiefen Wandel!„Heute 
ist der Tag der endgültigen Versöhnung", 
rief Rußlands Präsident Boris Jelzin über 
den Gräbern von Tausenden von russi- 
schen Soldaten im Treptower Ehrenhain 
aus und fugte sogleich hinzu: „ Wie sehr 
hat sich Deutschland verändert." 

Rheinische Post 

Abschied in Freundschaft 
Den vielen historischen Momenten der letz- 
ten Jahre wurde ein weiterer hinzugefügt: 
der Abzug der Westgruppe der russischen 
Streitkräfte. Das Abschiedslied, in deut- 
scher Sprache, aus tausend Soldatenkeh- 
len: „Deutschland, wir reichen Dir die 
Hand", war bewegend — und es könnte 
auch die weitere Geschichte zwischen bei- 
den Völkern bewegen helfen. Das Zeremo- 
niell war nicht nur angemessen und wür- 
dig. Es atmete Freundschaft. Die heimkeh- 
renden Soldaten, auf die zu Hause kein 
leichtes Schicksal wartet, könnten Bot- 
schafter dieses neuen Abschnitts europäi- 
scher Geschichte werden. Sie wurde einge- 
fädelt von zwei Männern, die gemeinsam 
vor Gräbern trauerten und heute Gräben 
zuschütten: Boris Jelzin und Helmut Kohl. 

Die Welt 

Freunde und Partner 
Dies ist ein Tag, an dem wir uns glückhcn 
fühlen können. Die Russen haben nicht 
verloren, sie gehen nicht als Besiegte; *"J 
alle haben gewonnen, weil Vernunft und 
der Wunsch nach Frieden gesiegt haben- 
Das war ein hartes Stück Arbeit im Weste 
und im Osten, aber wie sehr hat sich das 
gelohnt! Wenn heute die Soldaten verab- 
schiedet werden, können wir die Russen 
von Herzen willkommen heißen, als 
Freunde und Partner. ^ 

Westdeutscher Rundfu" 

Eine neue Epoche 
Ich bin fast versucht, mit Goethe zu sage£ 
Von hier und heute geht eine neue EpoC 

der Weltgeschichte aus. Wahrscheinlich 
werden spätere Generationen den Abzug ^ 
der russischen Truppen so werten.       ^ 

Höhepunkt einer Erfolgsserie 
Der militärische Rückzug Rußlands is' 
mehr als ein symbolischer Akt: Er or^ne,-eS 

die Verhältnisse in Europa neu. Er tut 
auf eine Weise, die Rußland mit erhöbe- ^ 
nem Haupt den Weg in die Zukunft antr 
ten läßt. Für Kohl ist Berlin der vorläufig 
Höhepunkt einer Erfolgsserie, die vor 
Jahren im Kaukasus begann, als er v° 
Gorbatschow freie Hand für die Reg*1"1* 
der deutschen Einheit erhielt. • j„ 

Sender Freies Ber 

Worte mit Leben erfüllen 
Fast 50 Jahre Rote Armee — späterf55^ 
sehe Truppen — in Ostdeutschland ist* 
der Zeitpunkt zu fragen: Was bleibt7 *> 
den meisten Deutschen im Osten gibt es 
ein vorherrschendes Gefühl: nach wie v 
Dankbarkeit für ihren Beitrag bei der 6 
schlagung der Nazi-Diktatur und Dan> 
die Haltung in den Monaten der Wena^ 
Und Hochachtung für den alles '"f1'^ jfl 
würdevollen und disziplinierten Rückz g 
ein zerrüttetes Land, in eine für sie u"s,eS, 
chere und ungewisse Zukunft. Gerade 
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»Deutschland, Deine Stärken - 
Nation zwischen Wohl und Wehe" 
Wußten Sie, 
• daß seit 1990 mehr als 640 Milliar- 
den DM nach Ostdeutschland geflos- 
Sen sind? 

.   daß in den neuen Bundesländern 
Jede vierte Wohnung mit finanzieller 

nterstützung des Bundes saniert 
°der modernisiert worden ist? 

daß sich das Einkommen der priva- 
ten Haushalte seit 1960 bis heute ver- 
einfacht hat? 
• daß jeder westdeutsche Haushalt 
992 nach Abzug von Steuern und 
b9aben und unter Einbeziehung 

staatlicher Leistungen 56.600 DM zur 
erfügung hatte, fast doppelt so viel 

w'e 1980? 

Diese Argumente liefert das Buch von 
FAZ-Herausgeber Hugo Müller-Vogg 
„Deutschland Deine Stärken", das vom 
Kölner Universitätsverlag herausgege- 
ben wird. Es zeigt eine erfrischend 
optimistische Darstellung des Standor- 
tes Deutschland. Das Buch zeichnet 
uns eine günstige Zukunftsprognose 
auf, wenn es auch die tatsächlichen, 
vor allem strukturellen Schwierigkeiten, 
nicht verleugnet. Es ist eine wertvolle 
Wahlkampfhilfe für jeden Kandidaten. 

Interessenten können 

„Deutschland Deine Stärken" 
kostenlos bei der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Tel. (0228) 544-477 anfordern 

4fr   , ar der Tag nicht nur einer des 
Poliflec*S und der Erinnerungen. Für die 
%et     

rsolI,e er Anlaß sein, die Worte 
f>Q   

Wlrklich neue Beziehungen — enge 
üQL   

erschaft und echte Freundschaft zwi- 
ZQ, n. Deutschland und Rußland - ohne 

D 

em mit Leben zu erfüllen. ORB 

£ Leistung Kohls 
zUst    

at n'cht nur die deutsche Einheit 
^osk^ ^bracht, die Zustimmung von 
heSor

au\ Washington, Paris und London 
ten jSt' inm Solang es auch, über alle Wir- 
niQc,  •°skau hinweg den Russen klarzu- 
sje n  

n' daß sie am besten fahren, wenn 
^Qs rn       Ute wirklich heimholen, sosehr 
^iede

a
r?

Cher auch dort als Rückzug, als 
VQterI- °Se 'm Mieden nach dem großen 
Selbst

a?fSchen SieS empfinden mag. Und 
dbs0i    /'" 'Stja von diesem Gefühl nicht 
es Kohl'' ^"Besicht's dieser Leistung ist 
^rnte    ZU gönnen, wenn er nun ein wenig 

«"fährt. Hessischer Rundfunk 

Ein gutes Zeichen 
Zu den neuen Arbeitsmarkt- 
zahlen erklärte Generalsekretär 
Peter Hintze: 

Der Rückgang der Arbeitslosenzahlen 
im August ist ein gutes Zeichen. Die 
Politik der CDU für Wachstum und 
Beschäftigung greift. Der immer stär- 
ker werdende Aufschwung belebt end- 
lich auch den Arbeitsmarkt. 
Die Zahlen aus Nürnberg und die 
guten Wirtschaftsprognosen der For- 
schungsinstitute bestätigen einmal 
mehr, daß die Schwarzmalerei der 
SPD im Bundestag nichts anderes ist 
als reine Wahlkampfrhetorik, die die 
Realität im Lande ignoriert. Die 
erfolgreiche Politik zur Stärkung der 
Wirtschaftskräfte in Deutschland muß 
jetzt fortgesetzt werden. 



Seite 6  •   UiD 29/1994 SPD UND PDf 

Linksfront ist Scharpings Werk und WiUe 

Zu den Äußerungen von Ministerprä- 
sident Höppner im „Tagesspiegel" vom 
4. September, wonach das Magdebur- 
ger Modell von der Bonner SPD-Füh- 
rungsspitze initiiert worden sei, 
erklärte Generalsekretär Peter 
Hintze: 
Die Beteuerungen von SPD-Chef Schar- 
ping, er strebe keine Linksfront mit der 
PDS nach der Bundestagswahl an, verlie- 
ren täglich an Glaubwürdigkeit. 
Jetzt hat Ministerpräsident Reinhard 
Höppner bestätigt, daß nicht Magdeburg, 
sondern die Bonner SPD-Parteizentrale 
die Brutstätte des Magdeburger Modells 
gewesen ist. 

PDS zeigt wahres Gesicht 
Generalsekretär Peter Hintze zur 
Ankündigung der PDS, den Festakt 
zur Verabschiedung der Westalliier- 
ten in Berlin stören zu wollen: 

Die westalliierten Truppen in Berlin 
haben vierzig Jahre Freiheit und die 
Sicherheit Berlins geschützt. Alle frei- 
heitliebenden Berliner sagen ihnen 
dafür herzlich „danke". Die SED- 
Nachfolgeorganisation PDS hat dage- 
gen mit ihrer Ankündigung, die 
Abschiedsfeier für unsere amerikani- 
schen, britischen und französischen 
Freunde stören zu wollen, ihr wahres 
Gesicht gezeigt. Wer diejenigen mit 
Dreck bewirft, die unsere Freiheit 
mehr als vierzig Jahre gegen eine 
gewaltbereite kommunistische Dikta- 
tur geschützt haben, darf in der deut- 
schen Politik niemals wieder Einfluß 
erhalten. Es ist ein Trauerspiel, daß 
die SPD bereit ist, mit solchen Kräften 
zusammenzuarbeiten. 

Rudolf Scharping hat von der SPD-PDS' 
Kooperation nicht nur gewußt, er hat si 
selbst gewollt. Deshalb ist sein jetziges 
Lamentieren über die PDS ein rein takti- 
sches Absetzmanöver. Die Wählerinnen 
und Wähler spüren immer mehr, daß 
Scharping um der Macht willen letztlic 
jede Stimme willkommen sein wird, au 
die der PDS. 

Gefahr für Konjunktur, 
Arbeitsplätze und D-Mark 
SPD, Grüne und PDS bedeuten: Der 
Aufschwung würde abgewürgt. Hunde 
tausende von Arbeitsplätzen gerieten > 
Gefahr. Die DM würde weich. 

Höppner: Diesen Schuh 
ziehe ich mir nicht an 

Frage: Trotzdem, wenn es am 
16. Oktober für die SPD nicht 
reicht, dann sind Sie doch als 
Schuldiger schon ausgeguckt- 

Höppner: Den Schuh ziehe ich mir 
nicht an. Ich habe schon am Tag na 
der Wahl die Führungsspitze der Sr 
gefragt. Ich hätte das so nie dureng 
setzt, wenn da ein Nein gekommen 
wäre, und zweitens habe ich eindeu 
erklärt, daß ich bereit bin, die Veran - 
wortung für das, was im Lande pa 
siert, auf mich zu nehmen, aber nie 
für alles das, was dadurch in der Bu 
desrepublik Deutschland und in de 
SPD ausgelöst worden ist. Dafür sin 
die anderen da und müssen mitden-^ 
ken. Und wenn die anderen ja sage . 
müssen sie auch die Verantwortung 
für das Ergebnis mittragen. f 

Tagesspiegel vom 4. Septem 
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?DU zur Sache: 

Arbeitslosenhilfe 
jie Kommunalpolitiker der SPD ver- 

ch ß
Su^en' gegen die vorgesehene zeitli- 

schr ristung der Arbeitslosenhilfe Ent- 
he h

le.ßun8en der Kommunalparlamente 
g eizuführen. Daß dies so kurz vor den 
pr 

ndestagswahlen geschieht, obwohl die 
2Unf r>erst *m Nahmen der Beratungen 

V1 Bundeshaushalt 1995 auf derTages- 
tÖs      

8. Steht'ist Teil des Wahlkampfge- 
sä 

es' m»t dem die SPD von eigenen Ver- 
,    mnissen in den Bundesländern ablen- Ken will. 

^° »st das mit der Arbeits- 
losenhilfe 

aUf AtSl0Se' die keinen Anspruch mehr 
s0n':

rbeits|osengeld haben, jedoch die 
v0    *&tn Bedingungen der Gewährung 
Arh •    eits,osengeld erfüllen, erhalten 
(für

e'ts,°senhilfe. Sie beträgt 57 Prozent 
bZw^

rbeitslose mit Familienpflichten) 
*Wr  Prozent (für Arbeitslose ohne 
ren p.lenPflichten) vom letzten verfügba- 
re ai!n    mmen und wird regelmäßig an 
UM !;8emeine Entwicklung 
. u behält« 

der Löhne 

^ders 
ter angepaßt. 

"ArKrS a'S die Lonnersatzleistung 
hiife 

e,ts,osengeld" wird Arbeitslosen- 
nna 

Jed°ch voll aus dem Bundeshaushalt 
tragsp

,ert- Arbeitslosenhilfe ist keine bei- 
finan lnanzierte, sondern eine rein steuer- 
An   

z,erte Leistung. 
lage

CjSl^nts der schwierigen Arbeitsmarkt- 
FolgJ1   en neuen Bundesländern und der 
West 

n der weltweiten Rezession auch im 
öekä" "Jnseres Landes wird heute zur 
8etan ? Un8 der Arbeitslosigkeit mehr 
Öund  

ls Jemals zuvor. Der Haushalt der 
Anstalt für Arbeit ist heute mehr 

als dreimal so hoch wie im letzten Jahr 
der SPD-Regierung 1982. Nahezu 50 Pro- 
zent der Ausgaben werden für die 
Arbeitsförderung aufgewendet, unter 
SPD-Verantwortung waren es gerade ein- 
mal 20 Prozent. Um die Beitragszahler zu 
entlasten, leistet der Bund heute einen 
erheblichen Bundeszuschuß an die Bun- 
desanstalt für Arbeit. 
Weil wir die aktive Arbeitsmarktpolitik 
trotz der notwendigen Einsparungen im 
Bundeshaushalt auf hohem Niveau erhal- 
ten wollen, müssen andere Leistungen 
des Bundes auf den Prüfstand. Denn eine 

Wahlkampf-Argumente 

Zunahme der Neuverschuldung würde 
die gerade erfolgreich gesenkte Infla- 
tionsrate wieder in die Höhe treiben. Das 
jedoch wäre in hohem Maße unsozial, 
denn betroffen sind von hohen Infla- 
tionsraten vor allem die „kleinen Leute". 

Unsere Meinung 

Die CDU sagt: Arbeitslosenhilfe ohne 
zeitliche Beschränkung für jeden, der frü- 
her einmal erwerbstätig gewesen ist, muß 
nicht sein. Wir können es uns zukünftig 
nicht mehr leisten, daß junge Menschen 
allein deshalb, weil sie einmal im 
Erwerbsleben gestanden haben, eine 
höhere, aus den Steuerkassen des Bundes 
finanzierte Leistung auf Dauer erhalten 
und andere, die nicht erwerbstätig sein 
konnten, hingegen dauerhaft auf die oft 
niedrigere Sozialhilfe angewiesen sind. 
Das ist ungerecht, z.B. gegenüber allein- 
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erziehenden Müttern, die nie arbeiten 
konnten und deshalb vielleicht von 
Sozialhilfe leben müssen. 
Wir wollen deshalb, daß Arbeitslosen- 
hilfe aus den Kassen des Bundes nur 
noch für zwei Jahre gezahlt wird. Wir 
wollen von dieser Neuregelung aber 
Arbeitslosenhilfeempfänger über 55 Jahre 
und bestehende Vereinbarungen im Rah- 
men von Sozialplänen ausnehmen. 
Wir bieten auch an, auf diese Kürzung zu 
verzichten, wenn ein besserer Weg zur 
Entlastung des Bundeshaushaltes aufge- 
zeigt wird. 

Finanzlage der Kommunen 

Gegen unsere Pläne der zeitlichen Befri- 
stung von Arbeitslosenhilfe mobilisiert 
die SPD die Gemeindeparlamente. Damit 
lenkt sie von ihren eigenen Versäumnis- 
sen bei der Ausgestaltung des Finanzver- 
hältnisses Land — Kommune ab. Im 
Rahmen der Verhandlungen über den 
Sozialpakt haben die Bundesländer für 
sich einen um 7 Prozent höheren Anteil 
an der Umsatzsteuer durchgesetzt. 
Obwohl die Kommunen einen guten Teil 
der Kosten der Finanzierung der Deut- 
schen Einheit tragen, wird von den ver- 
einbarten Mehreinnahmen der Länder 
nur ein viel zu geringer Teil an die 
Gemeinden weitergegeben. 

Etwa in Nordrhein-Westfalen, im Land 
des langjährigen SPD-Ministerpräsiden- 

ten Johannes Rau, stellt sich dies wie 
folgt dar: 
• Die Kommunen Nordrhein-Westfalen 
tragen 44 Prozent der Aufwendungen 
Nordrhein-Westfalens zur Finanzierung 
der Deutschen Einheit. Von den im So»' 
darpakt vereinbarten Mehreinnahmen 
sind jedoch nur 23 Prozent an die Kom- 
munen weitergegeben worden. 
• Die SPD-geführte Landesregierung &at 

den Verbundsatz zu Lasten der Kommu' 
nen von 28,5 Prozent auf 23 Prozent 
gekürzt. 

• Die SPD-Landesregierung hat den 
kommunalen Anteil an der Kfz-Steuer, 
der ehemals bei 30 Prozent lag, komple 

gestrichen. 
• Die SPD-Landesregierung hat den 
kommunalen Anteil an der Grunder- 
werbssteuer von 64 Prozent auf 23 °x 

zent reduziert. 
Hier wird eindrucksvoll deutlich, wer 
Kommunen tatsächlich in die Tasche 
greift: Es sind gerade die SPD-Landes 
gierungen und nicht die CDU-gefüh»1 

Bundesregierung. 

Entlastung der Gemeinden 
durch den Bund 

Trotz der für alle notwendigen zusa 
chen Belastungen durch die deutsche 

itzli- 

Einheit hat die CDU-geführte Burtf 
desre- 

gierung die Kommunen auch 
entlastet: 

deutlich 

Aktion: „Deutschland wählt". Diese mmative hat die ßun- 
desjugendleitung der Deutschen Postverbands-Jugend ins Leben gerufen. Sie 
will damit junge Kolleginnen und Kollegen auffordern, von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch zu machen und wählen zu gehen. Auch wird darauf hingewiesen, da 
unsere Demokratie nur dann eine Zukunft hat, wenn demokratische Parteien i 
unseren Parlamenten die Mehrheit haben. 
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Vertriebenenzuwendting wird früher ausgezahlt 
Öer Erste Parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bun- 
def tagsfraktion, Jürgen Rüttgers, 
erk!*rte zum Beschluß über das Ent- 
schädigungs- und Ausgleichsgesetz 
fles Vermittlungsausschusses von Bun- 
destag und Bundesrat: 
Auf Antrag von CDU/CSU und FDP 
hat der Vermittlungsausschuß die 
Wartezeit für die Auszahlung der ein- 
maligen Zuwendung von 4.000 DM an 
Vertriebene in den neuen Bundeslän- 
dern verkürzt. 
°er Zuwendungsbetrag wird jetzt fällig: 
• Am 1. Januar 1994 für Geburtsjahr- 
gänge vor 1919 statt bisher vor 1916. 

Alle Vertriebenen, die 75 Jahre oder 
älter sind, haben also sofort einen 
Anspruch. 

• Am 1. Januar 1995 für Geburtsjahr- 
gänge vor 1925. Dieses Fälligkeitsda- 
tum für alle 71jährigen und älteren 
wurde neu eingeführt. 

• Am 1. Januar 1996 für Geburtsjahr- 
gänge vor 1931 statt bisher vor 1928. 

• Am 1. Januar 1998 für alle übrigen 
Berechtigten wie bisher. 

Die CDU/CSU-Kollegen aus den 
neuen Bundesländern haben sich für 
eine solche Regelung besonders ein- 
gesetzt. 

de ? IS,euorclnung des Asylrechts, von 
deM-PD lange b,ockiert' fünrt zu einem 
zahl en Rückgan8 der Asylbewerber- 
Tr~      Und entlastet die Kommunen als 
l r^?er der Sozialhilfe in beträchtlichem mfang. 

m Rahmen des Föderalen Konsolidie- 
d.ngsprogramms und des Spar-, Konsoli- 
set rUn^s" und Wachstumsprogrammge- 
einh S Wurden Ausgabenentlastungen ver- 
ne   art> d'e Slch zugunsten der Kommu- 
ne auf Jähr,ich 2-3 Milliarden DM sum- 
w .ren- Hier wäre die CDU gerne noch 
Vp '."^gangen, das hat die SPD aber 
erhindert. 

fun ,e konsecluente Mißbrauchsbekämp- 
Pr0

8 Und das Föderale Konsolidierungs- 
ttiek ra.mm fünren zu jährlichen Steuer- 
1 iUi?lnnanmen der Kommunen von ca. 
^Uiarde DM. 

run ,e ,m Gemeindeverkehrsfinanzie- 
br»n t8HSetZ festge,egte Piafonderhöhung 
von*-un Kommunen zusätzliche Mittel 

Jahrlich ca. 3 Milliarden DM. 

• Die von der CDU gegen den hinhalten- 
den Widerstand der SPD endlich durch- 
gesetzte soziale Pflegeversicherung wird 
die Kommunen mittelfristig um jährlich 
fast 10 Milliarden DM entlasten, ledig- 
lich ein Teil dieser Mittel wird zum Auf- 
bau einer leistungsfähigen Pflegeinfra- 
struktur eingesetzt werden müssen. 

Die Länder sind am Zuge! 
Die SPD versucht, der CDU-geführten 
Bundesregierung die Finanzmisere der 
Kommunen in die Schuhe zu schieben. 
Dabei sind es gerade SPD-Landesregie- 
rungen, die den Kommunen den finan- 
ziellen Boden entziehen. Wir wollen hin- 
gegen, daß die Kommunen verstärkt 
selbst die Arbeitslosigkeit bekämpfen 
können, wie das im Bundessozialhilfege- 
setz auch vorgesehen ist. Wir fordern von 
den SPD-Landesregierungen, die Finanz- 
ordnung der Länder so zu gestalten, daß 
die Kommunen hierfür ausreichend Mit- 
tel erhalten. • 
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Ergebnis schafft Investitionssicherheit 
für ostdeutsche Landwirte 
Zum Ergebnis des Vermittlungsaus- 
schusses beim Entschädigungs- und 
Ausgleichsleistungsgesetz erklärte 
der agrarpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Egon Susset: 

Es ist zu begrüßen, daß der Vermittlungs- 
ausschuß den Knoten beim Entschädi- 
gungsgesetz durchgehauen hat. Trotz 
aller Bedenken ist zu hoffen, daß Bundes- 
tag und Bundesrat dem Vermittlungser- 
gebnis zustimmen. Nur so erhalten die 
Landwirte in Ostdeutschland Planungs-, 
Entscheidungs- und Investitionssicher- 
heit. Auch den Alteigentümern wird — 
was bis zuletzt heftig umstritten war — 
im Rahmen ihres Ausgleichsanspruchs 
ein teilweiser Landerwerb zu günstigen 
Bedingungen ermöglicht, wenn auch im 
geringeren Umfange als zunächst vorge- 
sehen. 
Beim Erwerb von land- und forstwirt- 
schaftlichen Flächen sollen Alteigentü- 
mer, Neueinrichter, Wiedereinrichter und 
Juristische Personen (im wesentlichen 
LPG-Nachfolgeunternehmen), die den 
Großteil der landwirtschaftlichen Flä- 
chen bewirtschaften, gleichbehandelt 
werden. Dieses Ergebnis trägt ebenso wie 
die im Interesse der Bewirtschaftungssi- 
cherheit beschlossene Verlängerung der 
Pachtverträge von 12 auf 18 Jahre dazu 
bei, die Bodenmobilität einzuschränken, 
die im Sinne einer gesunden strukturellen 
Weiterentwicklung erforderlich ist. 
Der Kompromiß war allerdings nur auf 
der Basis des gleichen Zugangs aller in 
der Landwirtschaft Tätigen zu den 
Bodenflächen erreichbar. Angesichts der 
unüberbrückbar scheinenden Kluft in der 
Frage des begünstigten Landerwerbs 

durch Alteigentümer im Rahmen der Ent- 
schädigung ist die jetzt gefundene Eini- 
gung schon ein Erfolg, wenn auch nur ei 
Minimalkonsens. Das Ergebnis schafft 
die Voraussetzungen, um die land- und 
forstwirtschaftlichen Flächen zu privati- 
sieren und den Staat von einer staatsfrem 
den Aufgabe zu entbinden. 

Entgegen anderslautenden Darstellung6 

war im Entschädigungsgesetz vorgesehe 
daß ortsansässige Landwirte in den 
neuen Ländern als Wieder- und Neuein- 
richter im Rahmen eines Siedlungspro' 
grammes begünstigt Land erwerben ko 
nen sollten. Unterstützung brauchen 
gerade die ostdeutschen Landwirte, die 
einen Neubeginn in der Landwirtschai 
wagen und Betriebe aufbauen. Chance 
gerechtigkeit erfordert, daß Wieder- un 
Neueinrichter neben den Juristischen 
Personen zum Zuge kommen und eine 
existenzfähigen Betrieb aufbauen kön- 
nen. Nur dann kann Strukturentwickln * 
stattfinden. 

Bewußt falsch dargestellt 
Unabhängig davon sollten die Altej8e   n 
mer als Opfer der Bodenreform zwiscn 
1945 und 1949 als Ausgleich vorab eine 
kleinen Teil der Bodenflächen vergün- 
stigt zurückkaufen können. Leider ist 
fälschlicherweise immer wieder unter- _ 
stellt bzw. bewußt falsch dargestellt w°_ 
den, es ginge darum, die Ergebnisse   e 

Bodenreform aufzuheben oder rückga - 
gig zu machen und den ostdeutschen 
Bauern die Existenz zu nehmen. Dane 
konnte der unter dem Gesichtspunkt: 
einer teilweisen Wiedergutmachung 
sichtigte Vorrang für Alteigentümer m   ^ 
durchgesetzt werden. 
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Angemessener Interessenausgleich 
zwischen Bund und Ländern 
yer verfassungspolitische Sprecher 
Jer CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
*r,edrich-Adolf Jahn, hat zu dem 
pompromißvorschlag des Vermitt- 
ungsausschusses zur Verfassungsre- 
0rni Stellung genommen: 
er Kompromißvorschlag des Vermitt- 

^ngsausschusses zur Verteilung der 
esetzgebungskompetenzen verbindet in 

^nassungsrechtlich ausgewogener Weise 
"e Interessen der Länder mit denen des 
Ur>des. Er kommt Anliegen der Länder 

^tgegen, ohne die Handlungsfähigkeit 
aes Bundes zu gefährden. 
P1} diesem Kompromiß sollte der Weg 
rei sein, um die Verfassungsdebatte doch 
och in dieser Legislaturperiode zum 

Schluß zu bringen. Insbesondere kön- 
er> dann auch die in der Sache zwischen 
Ur»destag und Bundesrat unstreitigen 
erfassungsänderungen, die mit dem 
reit um die Verteilung der Gesetzge- 

Ungszuständigkeiten nichts zu tun 

Inter dem Motto „Die 68er: Auf- • 
Vbruch einer Generation, Umbruch 
lri der Gesellschaft" widmet sich die 
aktuelle Ausgabe 3/1994.des Eichholz- 
Briefes — Zeitschrift zur politischen 
Bildung der Protestbewegung und 
'nren widersprüchlichen Folgen. 

Tnemen des Heftes und die Autoren: 
Qerd Langguth: Flotte Sprüche, Ver- 
balradikalismus und gewaltsame 
Aktion. 
R'ta Süssmuth: Die neue Frauen- 
bewegung. 

haben, wie zum Beispiel das Staatsziel 
Umweltschutz, die Förderung der tat- 
sächlichen Durchsetzung der Gleichbe- 
rechtigung von Frauen und Männern, das 
Benachteiligungsverbot Behinderter 
sowie die Stärkung der kommunalen 
Selbstverwaltung, alsbald in Kraft treten. 

Aus Bundessicht ist in diesem Zusam- 
menhang vor allem auch die Schaffung 
von Gesetzgebungskompetenzen für neue 
Problemlagen zu begrüßen, die sich aus 
dem technischen und medizinischen Fort- 
schritt in den Bereichen Fortpflanzungs- 
medizin, Gentechnik und Organtrans- 
plantation ergeben haben. Dieses Kom- 
petenzbündel ermöglicht es dem Bundes- 
gesetzgeber, auf problematische Folgen 
des technisch-medizinischen Fortschritts 
mit den Mitteln von Gesetz und Recht zu 
reagieren. Einen längst überfälligen 
Schritt bedeutet auch die Schaffung einer 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
die Staatshaftung. • 

Helmut Klages/Thomas Gensicke: 
1968 als Aufbruch in den Wertewan- 
del? 

Manfred Funke: 1945-1968-1989. 

Ansichtsexemplare können 
über die Redaktion des Eich- 
holz-Briefes/Zeitschrift zur 
politischen Bildung unter der 
Anschrift: Postfach 1331, 50387 
Wesseling, der Rufnummer: 
(02236) 707431 oder der Fax- 
nummer: (02236) 707403 
angefordert werden. 
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Steuersenkungsversprechungen der SPD: 

Nichts als 
Seifenblasen 

Finanz- und steuerpolitisch lehnt sich 
die SPD weit aus dem Fenster. Sie 
erweckt Eindrücke und macht Verspre- 
chungen, die sie so niemals halten 
kann. Jüngst verkündete der wirt- 
schafte- und finanzpolitische Sprecher 
der SPD, Saarlands Ministerpräsident 
Oskar Lafontaine, ein großangelegtes 
„Steuersenkungsprogramm für Nor- 
malverdienende und Familien." 
Es umfaßt auf den ersten Blick — nach 
Angaben der SPD — ein Entlastungsvo- 
lumen von 75 Milliarden DM durch 
• Abschaffung des Solidaritätszuschlages 

Entlastung: etwa 26—28 Milliarden 
• Erhöhung des Kindergeldes 

auf monatlich 250 DM je Kind, ab 
dem 4. Kind auf 350 DM: rund 50 
Milliarden DM. 

Auf den zweiten Blick sind es jedoch 
keine „wahren" Entlastungen. Die Illu- 
sion einer hohen zweistelligen Milliar- 
den-Entlastung trügt. Tatsache ist, daß 
sie eine Besserverdienendenabgabe ein- 
führen will. Die SPD rechnet mit Einnah- 
men in Höhe von rund 15 bis 20 Milliar- 
den. Es bleibt nach Angaben des Bundes- 
finanzministeriums ein Defizit in Höhe 
von 7,5 Milliarden DM gegenüber dem 
Solidaritätszuschlag. 
Im Kleingedruckten zur Familienpolitik 
taucht die Wahrheit zur Gegenfinanzie- 
rung der Entlastung von Familien auf: 
Sie geht einher mit der Abschaffung der 
Kinderfreibeträge, d. h. faktische 
Abschaffung des heutigen Kindergeldes 

und der Kindergeldzuschläge, Begren- 
zung des Splitting-Vorteils. Auch hier ver- 
rechnet sich die SPD: Es bleibt eine 
Finanzierungslücke von rund vier Milliaf" 
den DM. 
Von der groß angekündigten Entlastung 
bleibt ein Entlastungsvolumen von nur 
noch rund zwölf Milliarden DM übrig- 
Dies bedeutet aber gleichzeitig einen 
gewaltigen Anstieg des Haushaltsdefiz»ts- 
Und dies birgt die Gefahr einer hohen 
Preissteigerung in sich, was wiederum zU 

erheblichen Kaufkraftverlusten der Bür- 
gerinnen und Bürger führt — oder will 
die SPD Steuern an anderer Stelle dafür 
drastisch erhöhen? 
Lafontaine kündigt darüber hinaus eine 
„gezielte Steuersenkung ... durch Frei- 

Wahlkampf-Argumente 

Stellung des Existenzminimus ab 1996 
Genosse Kurt Paschalis MdB ließ die 
Größenordnung mit seiner Frage an die 
Bundesregierung erkennen: So wollte 
wissen, wie hoch rein rechnerisch die 
Steuermindereinnahmen bei einer gene 
rellen und ausnahmslosen Anhebung 
des Grundfreibetrages von derzeit 
5.616/11.232 DM für Ledige/Verheira_ 
tete auf 12.000/24.000 DM wären. R»cn' 
tig ist, daß damit 1996 Steuerminderein- 
nahmen von 42,6 Milliarden DM im v 
gleich zur geltenden Übergangsregelung 

eintreten würden. ni-lCkfüb' 
Wer es aber ernst meint, mit der KU^N 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

PVese Art Veranstaltungen, Bil- 
-*—"dungsangebote für Frauen, pfle- 
gen seit langem an vielen Orten in der 
Bundesrepublik stattzufinden. Und 
wegen der erfahrungsgemäß großen 
Nachfrage sind die Entscheidungen so 
getroffen, daß die Reihe „Frauen im 
Gespräch" fortgesetzt werden kann. 
yorgesehen sind z. B. Veranstaltungen 
•n Bad Liebenzeil und in Attendorn, in 
Wesseling, Berlin und Leipzig, auf 
Rügen und in Bückeburg. 
Das Angebot (Themen/Veranstal- 
tungsart): 
• Kolleg „Frauen und Politik" 
• Frauen in der Geschichte 
• Frauen in Deutschland 
• »Männer und Frauen sind gleich- 

berechtigt" 

• Frauen in Politik und Gesellschaft 
• Frauen im Beruf 
• Familien- und Mutter-Kind- 

Seminare 
• Rhetorik und Kommunikation 
• „Frauen im Gespräch" 
• Gespräche, Foren, Kolloquien 

Eine Broschüre informiert über das 
Gesamtangebot. Sie ist ohne Berech- 
nung zu beziehen von: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Politische Bildung 
Hauptabteilung Bildungswerke 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Telefon (022 36) 70 70 
Fax (02236) 207230 

ng der Neuverschuldung, der Aussage, 
gebe keinen weiteren Anstieg der 

li kUer Un(* Abgabenquote, kann unmög- 
h
ch hinter dieser Frage stehen. Die SPD 
,   a°er bis heute dem nicht widerspro- 

s , n- Damit weckt sie nur wieder trügeri- 
fin C I,,Usionen. Ein solches Volumen ist 
b anz~ und sozialpolitisch nicht vertret- 
\} ~~~ es sei denn, die SPD will diese 
gis h  W'e anSekundigt durch eine ökolo- 
ses    •Steuerreform schließen. Doch die- 
gend Urde gerade die Bürger durch stei- 
ne    Energie- und Verkehrskosten noch 
mehr belasten. 

D 
biick^che,n trügt. Wer hinter die Kulissen 
Sprj ' muß unweigerlich feststellen: Die 
snn- , teuerPolitik ist in sich wider- pruchlich: 

• Auf der einen Seite werden Steuersen- 
kungen versprochen, auf der anderen 
Seite kommt für die SPD nur eine 
Umschichtung innerhalb der Steuer- und 
Abgabenquote in Frage. 
• Einmal fordert der wirtschafts- und 
finanzpolitische Sprecher der SPD die 
sofortige Abschaffung des Solidaritätszu- 
schlages, ein anderes mal hält er die 
Abschaffung verwaltungstechnisch für 
nicht sofort machbar. 
Die Bürger können sich nicht auf eine 
verläßliche und klare SPD-Steuerpolitik 
einrichten. Hinter vollmundigen Ankün- 
digungen stecken nur leere Versprechun- 
gen. Steuersenkungen vertragen sich 
nicht mit Umschichtung. Denn dies 
bedeutet letztlich auch Steuererhöhung. 
Gerade Normalverdienende und Fami- 
lien werden letztlich die Zeche sozialde- 
mokratischer Steuerpolitik zahlen. • 
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Internationales Umwelttechnologiezentrum 
in Leipzig sichert deutsche 
Spitzenstellung in der Umwelttechnologie 
„Wir müssen alles daransetzen, daß 
Deutschland seine weltweite Spitzen- 
stellung beim Export von Umwelttech- 
nologien weiter ausbaut. Mit dem 
neuen weltweit ausgerichteten Umwelt- 
technologiezentrum in Leipzig wollen 
wir dafür den Weg bereiten und der 
längst begonnenen Aufholjagd der 
USA und Japan begegnen." 

Dies erklärten Bundesumweltminister 
Klaus Töpfer und der sächsische Staats- 
minister für Umwelt und Landesentwick- 
lung, Arnold Vaatz, anläßlich der ersten 
Sitzung des Initiativkreises zum Aufbau 
eines internationalen Umwelttechnologie- 
zentrums in Leipzig. 
An der Sitzung des Initiativkreises, zu 
dem Minister Töpfer gemeinsam mit dem 
sächsischen Umweltminister Arnold 
Vaatz eingeladen hatte, nahmen Vertreter 
der Spitzenverbände der Deutschen Wirt- 
schaft (BDI, DIHT, ZDH), der IG-Che- 
mie, der Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
der Bundes- und Landesregierung, der 
Treuhandanstalt, der Messe Leipzig 
sowie der Oberbürgermeister der Stadt 
Leipzig, der Regierungspräsident und der 
Generalsekretär der Bundesstiftung 
Umwelt teil. 
Töpfer: Es wird immer deutlicher, daß 
wir die regionalen, vor allem aber auch 
die globalen Umweltprobleme nur in den 
Griff bekommen, wenn wir die Entwick- 
lung, aber auch den Transfer moderner 
Umwelttechnologie entscheidend verstär- 
ken. Diese ist der Schlüssel auf dem Weg 
zum ressourcenschonenden und umwelt- 
verträglichen Wirtschaften. Wir müssen 
dafür sorgen, daß sie überall auf der Welt 
verfügbar ist, insbesondere zur Lösung 

der Umweltprobleme in den Staaten Mit- 
tel- und Osteuropas sowie im asiatischen 
Raum. Dabei geht es darum, die bei uns 
entwickelte Umwelttechnik den jeweili- 
gen Problemlagen des Empfängerlandes 
anzupassen und gleichzeitig auch das 
notwendige Wissen für die Anwendung 
mitzuvermitteln. Mit einem derartigen 
Transferzentrum in Leipzig wollen wir 
dazu einen entscheidenden Beitrag lei- 
sten. 
Minister Vaatz hob in diesem Zusamme - 
hang die Bedeutung eines solchen Tecn- 
nologiezentrums für die neuen Länder, 
aber insbesondere auch für die Region 
Leipzig hervor. 

Erfahrungen gesammelt 
Vaatz: Gerade in den neuen Ländern 
haben wir in den letzten vier Jahren 
große Erfahrungen in der Umweltsanie- 
rung gesammelt und an vielen Stellen i 
den Unternehmen modernste Umwelt- 
technologie zum Einsatz gebracht. Mit 
diesen Demonstrationsfeldern haben 
die Grundlage für einen wichtigen Bei- 
trag zur Lösung ähnlicher Umweltpr0' 
bleme in anderen Regionen der Welt 
geschaffen. 
Das internationale Umwelttechnologie- 
Zentrum soll vor diesem Hintergrund i 
erster Linie die Funktion einer K°nta 

stelle zwischen Anbietern von Umwe'n. 
technik und Nachfragern in den zi^'a 

dem erfüllen. Es soll vor allem auch d 
mittelständischen Wirtschaft als intern 
tionale Plattform zur Demonstration 
umwelttechnologischer Entwicklunge 
und zur Intensivierung von Kontakte 
nach Osteuropa und zu den Schwelle - ^ 
und Entwicklungsländern dienen. 
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Horst Seehofer: Die gesetzliche 
Krankenversicherung ist saniert 

undesgesundheitsminister Horst See- 
?Jer hat am 1. September die Finanz- 

v    .tzungen d«r gesetzlichen Kranken- 
versicherung für das 1. Halbjahr 1994 VOrgelegt: 

,     gesetzliche Krankenversicherung ist 
ten!?' eineinha,b Jahre nach Inkrafttre- 
s   . es Gesundheitsstrukturgesetzes, 
di*11«?"1' Sie ist finanziell stabilisiert und 
gu    . a'*tat der medizinischen Versor- 
,  n8 ist voll gewährleistet. Die Kranken- 
schSen erwirtschaften weiterhin Über- 
auf   SC' d'e Finanzreserven sind wieder 
sint und das Beitragssatzniveau 
oh     9abe' ist es gelungen, zu sparen, 
sor 6      Qual»tät der medizinischen Ver- 
sch8Ung Und den medizinischen Fort- 

ntt zu beeinträchtigen. 

sen  • a^er nocn etwas geschehen in die- 
tai ^neinhalb Jahren, das weniger spek- 
ej     ar> aber genauso wichtig ist: es hat 
^1    ewußtseinswandel stattgefunden. 
,   e am Gesundheitswesen Beteiligten, 
p  . Ungserbringer, Krankenkassen und 
ihre

Iem^n' naben sicn zunehmend mit 
aus ^ eigenen Tun und seinen Folgen 
des

ei.nandergesetzt. Die Konsequenzen 
gese!

lgenen Handelns für das Ganze der 
•n H    !cnen Krankenversicherung haben 
neu 

r °'fentlichen Diskussion einen 
en Stellenwert bekommen. 

I  e ^^ai>z im einzelnen: 
kj.a '•Halbjahr 1994 erwirtschafteten die 
1 tojjenkassen einen Überschuß von rd. 
und Q d°M (0,6 Mrd. DM in den alten 
Und     ^rd' DM in den neuen Bundes- 
Haik61?- Der Überschuß wird im 2. 
l3   Jahr 1994 bei Berücksichtigung der 
aUsf °natsgehälter noch deutlich höher 

Im Vergleich zum 1. Halbjahr 1992 ist der 
Zuwachs bei den Löhnen und Gehältern 
der Versicherten in den alten Bundeslän- 
dern doppelt so stark wie bei den Ausga- 
ben; in den neuen Bundesländern bleibt 
der Ausgabenanstieg in diesem Zeitraum 
unterhalb der Grundlohnentwicklung. 

In fast allen Leistungsbereichen hat das 
Gesundheitsstrukturgesetz zu wirksamen 
Ausgabenbegrenzungen geführt. Nur in 
den Bereichen, in denen entsprechende 
Regelungen fehlen, (z.B. bei Hilfsmitteln) 
oder in denen das Gesundheitsstrukturge- 
setz unterlaufen wird (z.B. bei Fahrko- 
sten) setzt sich die Expansion der Lei- 
stungsausgaben fort. 

Spielraum sogar für 
Beitragssatzsenkungen 
Die Einsparungen erfolgten ohne die von 
vielen befürchteten Qualitätseinbußen in 
der medizinischen Versorgung — insbe- 
sondere im Arzneimittel- und Kranken- 
hausbereich. 

Der durchschnittliche allgemeine Bei- 
tragssatz ging in den alten Bundesländern 
bereits von 13,4 Prozent (1.1.1993) auf 
13,2 Prozent (1.7.1994) zurück; in den 
neuen Bundesländern ist eine Stabilisie- 
rung unterhalb von 13 Prozent erkennbar. 

Bei einer Reihe von Krankenkassen 
besteht bei wieder aufgefüllten Finanz- 
reserven Spielraum für Beitragssatzsen- 
kungen. 

Durch den Risikostrukturausgleich konn- 
ten die krassen Beitragssatzdifferenzen 
bereits abgebaut und damit Vorausset- 
zungen für faire Wettbewerbschancen der 
Krankenkassen geschaffen werden.       • 
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Krankenversicherungsbeiträge stabil 
wurde belegt, daß die Einsparungen bei 
den Arzneiverordnungen von bundesW 
2,7 Mrd. DM im Jahre 1993 die Qualität 
der Medikamentenversorgung nicht ver- 
schlechtert, sondern vielmehr in einigen 

Bereichen sogar verbessert haben. 
Dieses positive Ergebnis belegen die 
heute veröffentlichten Zahlen über die 
Entwicklung der Einnahmen und Ausg 
ben der gesetzlichen Krankenversiche- 
rungen im ersten Halbjahr 1994. Auch ' 
ersten Halbjahr 1994 können die Kran- 

Zu den neuesten Zahlen zur Finanz- 
entwicklung in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung im ersten Halbjahr 
1994 erklärte der gesundheitspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Paul Hof facker: 

Auch im Jahr 1994 werden die Beitrags- 
sätze der gesetzlichen Krankenversiche- 
rungen stabil bleiben. Tendenziell sind 
sogar weitere auch deutliche Spielräume 
für Beitragssatzsenkungen in den gesetzli- 
chen Krankenversicherungen erkennbar. 
Damit wird der mit dem Gesundheits- 
Strukturgesetz eingeleitete erfolgreiche 
Kurs stabiler bzw. sinkender Beitrags- 
sätze in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung auch im Jahre 1994 fortgesetzt. 
Bereits jetzt ist darüber hinaus erkennbar, 
daß auch die Gesamtbilanz des Jahres 
1994 durchaus auch mit einem deutlichen 
Habensaldo abschließen kann. 
Trotz erkennbarer Risiken gilt auch für 
die Entwicklung im Jahre 1995, daß der 
Kurs stabiler Beitragssätze bei konse- 
quenter und beharrlicher Umsetzung des 
Gesundheits-Strukturgesetzes weiter rea- 
lisiert werden wird. 
Tatsache ist, und das gilt es zu betonen, 
daß trotz dieses erfolgreichen Kurses der 
Beitragssatzstabilität seit dem Inkrafttre- 
ten des Gesundheits-Strukturgesetzes die 
medizinisch ausreichende und qualitäts- 
orientierte Versorgung der Versicherten 
weiter gewährleistet worden ist. Dies gilt 
beispielhaft für den Arzneimittelbereich, 
der mit einem deutlichen Ausgaberück- 
gang im Jahre 1993 erheblich zum Konso- 
lidierungserfolg in der Krankenversiche- 
rung beigetragen hat und auch im ersten 
Halbjahr 1994 mit + 4,72 Prozent akzep- 
table Steigerungsraten ausweist. 
Durch eine erst kürzlich veröffentlichte 
Untersuchung der Innungskrankenkassen 

kenversicherungen insgesamt einen Übe1" 

Unser Kurs der Beitragssta- 
bilität war sehr erfolgreich, 
aber auch die medizinische 
Versorgung der Versicherten 
blieb unverändert optimal- 

schuß von knapp 1 Mrd. DM verbuch 
Dieser Überschuß beruht im ^vesentU- 
chen auf einem deutlichen Plus der A 
stellten Ersatzkassen in den alten un 
neuen Bundesländern, das trotz der 
stungen der Ersatzkassen durch die      ^ 
gleichszahlungen infolge des Risikosi 
turausgleichs zustande kommen kon 
Einnahmen und Ausgaben sind dam1 < 
und darauf kommt es entscheidend a • 
weiterhin ausgeglichen. Gleichwohl 
machen die stagnierende Gnmdlohn 
menentwicklung und die tendenziel 
besondere in einigen Leistungssekto ^ 
expandierende Ausgabeentwicklung 
der gesetzlichen Krankenversicheru » 
bereits jetzt deutlich, daß im gemeI" Jö- 
rnen Bemühen aller an der Gesundn 
Versorgung Beteiligten um Rational 
rung nicht nachgelassen werden dar • 
Nur wenn an der konsequenten Unl* 
zung des Gesundheits-Strukturgesetz 
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es ^harrlich festgehalten wird, kann CJ 
^"ngen, die Finanzentwicklung der 

bishtZjiChen Krankenversicnerungen w»e 
halter Und auf Dauer unter Kontrolle zu 

ru
sbes°ndere die exorbitanten Steige- 

^ gsraten in einigen Leistungssektoren 
Sjnd

8esetz|ichen Krankenversicherungen 
ne,   v°r diesem Hintergrund nicht hin- 
de p     • Steigerungsraten beispielsweise 
g    hahrtkosten (+ 15,23 Prozent), der 

min 7ten Ausgaben für Heil" und Hilfs" 
ben f- + ' "*''4 Prozent) °der der Ausga- 
•  n für Kuren (+ 14,72 Prozent) sind 
ndlskutabel. 

Q 
sDi i   6 den.^e'stungserbringern, wie bei- 
mit   )Veise Ärzten oder Apothekern, die 
2(i     

lrtschaftlichem Leistungsverhalten 
ke    

tab»Hsierung der gesetzlichen Kran- 
hab

Versicherungen deutlich beigetragen 
Se)( 

en Und weiter beitragen, können die. 
ra.    ra'en überproportionalen Ausgabe- 
Dj    J11001 Plausibel gemacht werden. 
QL 

S Delegt mit aller Deutlichkeit, welche 
*ür A°e mit dem Scneitern des Gesetzes 
recutl

npassung krankenversicherungs- 
t'icher Vorschriften von der SPD im 

ampf-Argumente 

BUn^
lttlungsausschuß des Deutschen 
estages vertan worden ist. 

rnend 
e,egt aber auch, daß in der kom- 

türeiig nA"egislaturperiode weiterer struk- 
sog d 

r Handlungsbedarf besteht. Die 
^ese/111.6 Reformstufe im Gesundheits- 
gesundhIrd daher zu den zentralen 

blende   ,ltspolitischen Themen der kom- 
n Legislatur gehören. • 

Die konjunkturelle 
Erholung macht sich 
auch auf dem 
Arbeitsmarkt bemerkbar 
Im August 1994 waren in Deutsch- 
land insgesamt 3,64 Millionen 
Personen als arbeitslos registriert, 
das sind 71.000 weniger als im Vor- 
monat. 

Arbeitsmarkt im Westen 
Im Westen Deutschlands waren Ende 
August 1994 2,531 Millionen Men- 
schen (Quote 8,2 Prozent) arbeitslos. 
Dies sind 40.000 weniger als im Juli 
1994. Dies sind jedoch immer noch 
216.000 mehr als im August 1993. 
Damals lag die Arbeitslosenquote bei 
7,5 Prozent. 
Saisonbereinigt ging die Erwerbstäti- 
genzahl im Juli nicht mehr zurück, 
sondern nahm mit 9.000 leicht zu. 

Arbeitsmarkt im Osten 
Im Osten Deutschlands waren Ende 
August 1994 1,105 Millionen Men- 
schen (Quote 14,7 Prozent) arbeitslos. 
Das sind gut 31.000 weniger als im 
Juli 1994. 
Die Zahl der Beschäftigten in Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen ist auf 
309.000 Personen gestiegen. Das sind 
knapp 99.000 Personen mehr als im 
Vorjahr. Auf Maßnahmen nach § 249h 
entfällt knapp ein Drittel der in ABM 
tätigen Personen, nämlich 96.000. 

Kurze Gesamtbewertung 
Die Abnahme der Arbeitslosenzahl ist 
nicht nur saisonbedingt. Die konjunk- 
turelle Erholung macht sich nun im 
Westen und im Osten auch auf dem 
Arbeitsmarkt deutlich bemerkbar. 
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Hilfe vor Strafe" nach wie vor 
Leitlinie der CDU-Drogenpolitik 
w 

Zur Drogenpolitik der CDU 
erklärten die Bundesministerin für 
Frauen und Jugend, Angela Mer- 
kel, und der Justizminister von 
Baden-Württemberg, Thomas 
Schäuble: 

Der Beschluß des Bundesverfassungsge- 
richtes vom März dieses Jahres zu den 
Strafvorschriften des Betäubungsmittel- 
gesetzes (BtMG) hat durch teilweise 
bewußt irreführende Auslegungen in der 
Öffentlichkeit insbesondere bei Eltern 
und Lehrern, aber auch unter Jugendli- 
chen, zu Irritationen und Unverständnis 
geführt. Aus dem die Drogenpolitik der 
Bundesregierung bestätigenden Beschluß 
des höchsten deutschen Gerichtes wird 
ein „Freigabe-Urteil" herausgelesen. 
Fälschlicherweise wurde der Umgang mit 
Haschisch oder Mariuhana als künftig 
straffrei dargestellt, obwohl der Spruch 
des Bundesverfassungsgerichtes die Ver- 
fassungsmäßigkeit des Betäubungsmittel- 
gesetzes in seinem vollem Umfang bestä- 
tigt hat. Vor diesem Hintergrund legt die 
CDU Schlußfolgerungen aus dem 
Beschluß des Bundesverfassungsgerichtes 
zum Betäubungsmittelgesetz vor. 
Wir fordern: Die konsequente Umset- 
zung des Rauschgiftbekämpfungsplanes 
muß endlich wieder Schwerpunkt der 
Diskussionen um Drogen werden. 
Das Bundesverfassungsgericht hat die 
Bundesländer aufgefordert, zu einheitli- 
chen, bundesweit verbindlichen Maßstä- 
ben bei der Auslegung des Betäubungs- 
mittelgesetzes zu kommen. Dies vor allem 
durch die gewichtsmäßige Definition 
einer geringen Menge erreichen zu wol- 
len, wie es die SPD versucht, ist mit dem 

Beschluß nicht vereinbar und gefährlich- 
Die CDU fordert alle Bundesländer avU 
die bisherige Abwehrfront gegen die V 
gensucht und Drogenkriminalität nicn 
zu verlassen. Die Tolerierung und ^e|a, 
sierung von Drogen ist eindeutig der ta 
sehe Weg. 

Schlußfolgerungen aus 
dem Beschluß des Bundes: 
Verfassungsgerichtes zuni 
Betäuburigsmittelgesetz 

Die CDU fordert: Konsequent 
Umsetzung des Rauschgift0^' 
kämpfungsplanes muß ena7!£uS- 
wieder Schwerpunkt der D'sK 

sion um Drogen werden. 
Das Bundesverfassungsgericht hat in 
nem Beschluß vom 9. März 1994 aus-^ 
drücklich hervorgehoben, daß der u 
laubte Erwerb und Besitz von Canna 
Produkten zum Eigenverbrauch a^?^j. 
mein als strafwürdiges und strafbeo ^ 
ges Unrecht mit Kriminalstrafe zu oe ^ 
hen ist. Damit sind alle Bemühungen 
die Legalisierung „weicher" oder a 
Drogen gescheitert. Es ist an der Zeii» 
endlich wieder zu den Gemeinsam* 
des nationalen RauschgiftbekämptJ»» 
planes vom 13. Juni 1990 zurückzuKe 
ren. 
Die SPD hat in den letzten Monaten 
durch unsinnige Diskussionen über 
kleine Mengen und die Legalisierung 
bestimmter Formen des Drogenbesi 
den allgemeinen überparteilichen•     ^ 
sens verlassen. Abwegig sind die r 
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ngen der Grünen, etwa nach Abgabe 
on Heroin auf Krankenschein. Die 

I    D fordert die Umsetzung des nationa- 

auf H aUschgiftbekämPfungsP,anes' der 

'den drei Säulen Prävention, Therapie 
nd Repression beruht: 
Wir werden weiter auf allen Ebenen 

d
nd Unter Einschaltung aller maßgeben- 

st
en Gruppen der Gesellschaft die Wider- 
ndskraft gegenüber der Versuchung 

j11} Dr°genmißbrauch stärken. Gerade 
die rnb,ick auf die Gefährdeten steht für 
im iu- ^ ^'e Verstärkung der Prävention 

Mittelpunkt. Begünstigt werden 
g   ^re Anstrengungen dabei durch eine 
r    

,sse Stabilisierungstendenz bei jünge- 
pr" 

Janrgängen. Sie zeigt, daß Drogen- 
vention erfolgreich sein kann. 

^ lr Werden weiter den Grundsatz 

gru     pie VOr Strafe" in den Vorder- 
ig,      stellen, denn die Erfahrungen der 
abh"    Jahre haben gezeigt, daß Drogen- 
reh .W^ erfolgreich behandelt und 
let?     !iert werden können. Therapie- 
ter^ niüssen weiter entwickelt und wei- 
in d    erenziert werden. Die Diskussion 

r SPD um eine Tolerierung und 

faiSch
,Slerung von Drogen setzt ein völlig 

einseh   Signa1' Die SPD so,lte endlich 

jede pCn'da^ Jeder neue Therapieplatz, 
Maßn rV8iftungseinrichtung und jede 
krank 3       ZUr Nachsorge den Sucht- 
Piendeb mehr helfen als standi8e Prinzi" 

Öetäubder strafrechtlichen Normen des 
diejeni 

Un8smittelgesetzes ist es, vor allem 
Sen vor unbedachtem Umgang mit 

illegalen Drogen zu warnen und zu schüt- 
zen, die noch nicht mit derartigen Stoffen 
in Berührung gekommen sind. Deshalb 
muß der Umgang mit allen Arten von ille- 
galen Drogen weiterhin uneingeschränkt 
strafbar bleiben und auch — von Einzel- 
fällen abgesehen — strafrechtlich verfolgt 
werden. Denn: Auch „weiche" Drogen 
wie Haschisch oder Marihuana führen zu 
Konzentrations- und Bewußtseinsstörun- 
gen und können eine psychische Abhän- 
gigkeit begründen; viele Straßenverkehrs- 
unfälle geschehen im Haschischrausch. 
Jede Diskussion über die Legalisierung 
von Drogen verkennt deshalb die eigent- 
liche Priorität, junge Menschen vor Dro- 
gen zu schützen. 
Der nationale Rauschgiftbekämpfungs- 
plan ist weiterhin aktuell. Er ist im Jahre 
1990 im Konsens zwischen Bund und 
Ländern sowie allen gesellschaftlichen 
Gruppen verabschiedet worden. Er muß 
endlich wieder in den Mittelpunkt der 
Drogenpolitik gerückt werden. Die CDU 
wird hierzu ihren Beitrag leisten. Sie 
weiß, daß Eltern, Betroffene und die, die 
ihnen nahestehen, genau dies wünschen. 

Die CDU fordert endlich eine 
einheitliche Rechtspraxis in 
allen Bundesländern. 

Das Bundesverfassungsgericht hat ausge- 
führt, daß der Gesetzgeber dem Gesichts- 
punkt von Bagatellstraftaten im Zusam- 
menhang mit dem Eigenkonsum durch 
entsprechende Vorschriften in der Straf- 
prozeßordnung und im Betäubungsmit- 
telgesetz schon in ausreichendem Maße 
Rechnung getragen hat, indem er es den 
Strafverfolgungsorganen ermöglicht, im 
Einzelfall durch das Absehen von Strafe 
oder Strafverfolgung einen geringen indi- 
viduellen Unrechts- oder Schuldgehalt 
der Tat zu berücksichtigen. Das Bundes- 
verfassungsgericht betont jedoch, daß die 
stark unterschiedliche Einstellungspraxis 



Seite 20 •  UiD 29/1994 RAUSCHGIFTBEKÄMPFUNg 

in den verschiedenen Bundesländern 
bedenklich ist. 
Der nationale Drogenrat hat bereits in 
seinem Votum vom 16. Dezember 1993 
dazu aufgefordert, „die Entpoenalisie- 
rung auf der Basis des geltenden Rechts 
(Einstellen des Verfahrens bzw. Absehen 
von Strafe) bundesweit in gleicher Weise 
und vollem Umfang auszuschöpfen". Die 
CDU fordert, daß die Länder eine im 
wesentlichen gleichmäßige Rechtsanwen- 
dung beim Absehen von Strafverfolgung 
durch die Staatsanwaltschaften gewähr- 
leisten müssen. Die CDU betont, daß es 
völlig verfehlt, ja geradezu gefährlich ist, 
hieraus — wie es die SPD versucht — 
den Schluß zu ziehen, dies wäre durch 
eine gewichtsmäßige Definition einer 
„geringen Menge" zu erreichen. 
Einen geeigneten Ansatz enthalten aus 
Sicht der CDU die in Baden-Württem- 
berg geltenden Richtlinien für eine ein- 
heitliche Praxis der Strafverfolgung bei 
Verfahren nach dem Betäubungsmittelge- 
setz. Einerseits wird hier der Unterschied 
zwischen harten und weichen Drogen 
aufrechterhalten, d.h. beim Umgang mit 
harten Drogen (auch bei Erwerb und 
Besitz von geringen Mengen nur zum 
Eigenverbrauch) ist grundsätzlich die 
öffentliche Klage zu erheben. Bei Besitz 
und Erwerb von „weichen" Drogen kann 
das Strafverfahren eingestellt werden, 
wenn neben der jeweiligen Menge zahl- 
reiche weitere Beurteilungskriterien 
beachtet werden. 
„Regelmäßig" zu achten ist auf die 
Gefährdung, die vom Verhalten des 
Täters ausgeht, auf seine Motivation, auf 
etwaige Vorstrafen oder Anzeigen, auf 
das Verhalten des Täters nach der Tat 
und auf seine Einbindung in das soziale 
Umfeld. Es heißt auch, daß bei Wieder- 
holungstätern ein Absehen von der Straf- 
verfolgung grundsätzlich nicht in 
Betracht kommt. Aus Sicht der CDU bie- 
tet die baden-württembergische Richtli- 

nie eine hervorragende Grundlage, um 
ein einheitliches Vorgehen der Bundes- 
länder festzulegen. 
Wir fordern die SPD-Länder auf, sich 
einer solchen vernünftigen und der Pra* 
entsprechenden Einigung nicht länger z 
verschließen. 
Die CDU ist der Meinung, daß die Kon- 
zentration der Diskussion auf die Festie- 
gung einer „geringen Menge", wie dies 
durch mehrere SPD-geführte Landesre- 
gierungen, allen voran Schleswig-Hol- 
stein und neuerdings Nordrhein-West» 
len, geschehen ist, der Drogenmafia ge 

dezu in die Hände spielt. 
Zu Recht weist der Präsident des BundeS' 
kriminalamtes darauf hin, daß sich die 
internationalen Drogenkartelle strate- 
gisch auf die neue Situation einstellen 
und ihren Rauschgiftabsatz entsprecn 
den neuen drogenpolitischen Vorgabe 
organisieren werden. Müssen doch o,e 

Dealer ihre Vertriebsorganisation nur 
umstellen, daß der von ihnen mit Pr°'e 

sionalität und Brutalität gesteuerte 
„Ameisenhandel" lediglich aus „ge'e8e 

liehen Eigenverbrauchern" besteht, die 
jeweils ihre ordentlich portionierten 
„geringen Einzelmengen" für den Ta8 
oder Wochenbedarf bei sich tragen. L>' 
SPD sollte das Urteil der Fachleute en^ 
lieh zur Kenntnis nehmen und sich m 
weiter auf eine Verengung der Diskus 
beschränken, die letztendlich eine St*j' 
kung der Drogenmafia bedeutet. Mit 
CDU ist eine solche Politik nicht zu 
machen. 

Die CDU wird die Drogenp«11' 
tik weiter so gestalten, daß 
einerseits den Suchtkranken 
geholfen wird und andererse1* 
die Allgemeinheit vor illegale" 
Drogen geschützt wird. 

• Das Bundesverfassungsgericht gibt« ^ 
die Aufgabe zu überprüfen, ob eine 
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Buchtip 

Legitimation, Gewaltenteilung, 
Subidiarität, Föderalismus, Volks- 

Parteien, Wirtschaftsordnungen, Tarif- 
Politik, Außenpolitik, Migrationsbewe- 
gungen, Totalitarismus, National- 
staat ... — Neu auf dem Buchmarkt ist 
ejn Buch, das der differenzierten Aus- 
einandersetzung mit den mit diesen 
Begriffen angedeuteten Grundfragen 
des politischen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Lebens dienen soll. 
Titel: 

Günther Rüther (Hrsg.): Politik 
und Gesellschaft in Deutsch- 
land — Grundlagen, Zusam- 
menhänge, Herausforderun- 
gen. Verlag Wissenschaft und 
Politik Köln 1994. 

Kapitel: 

• Allgemeine Grundlagen unserer 
politischen Ordnung 

• Verfassungsrechtliche und politi- 
sche Ordnungsformen in der Bun- 
desrepublik Deutschland 

Wirt- 
schaft 
und 
Gesell- 
schaft 
Deutsch- 
land 
in der 
Welt 
Deutsche 
Geschichte 
und 
Gegenwart. 

Insgesamt sind in die rund 400 Seiten 
umfassende Veröffentlichung 33 Bei- 
träge aufgenommen. Sie stammen von 
29 Autoren. Einige von ihnen: die Pro- 
fessoren Wolfgang Bergsdorf, Hans 
Buchheim, Heinrich Fisch, Philipp Her- 
der-Dorneich, Eckard Jesse, Hans-Hel- 
muth Knütter, Ludger Kühnhardt, Wer- 
ner Weidenfeld und Gerhard W. Witt- 
kämpfer. 

Das Buch kann über den Buchhan- 
del bezogen werden. 

n8 der Märkte von „weichen" und 
j. arten" Drogen möglich ist, und dabei 

e ,nternationalen Entwicklungen im 
^zubehalten. 

VQ
e^rDU sagt, daß auch ein so oft als 

2u        8enanntes Land wie Schweden 
rne

8 Um.Zug zu restriktiveren Maßnah- 
ten

n 8re'ft- Wir werden weiter beobach- 
rj ' We,che Wege andere Länder in der 
n«ch?enpolitik 8enen- Wir werden jedoch 
abw -V0n nnserer bewährten Politik 
and eiCnen' wenn die Erfahrungen der 
keit^[en Länder nicht für eine Möglich- 

er Trennung der Märkte sprechen. 

• Leitlinie der Drogenpolitik der CDU 
ist nach wie vor der Grundsatz „Hilfe vor 
Strafe". Wir werden die Dealer hart 
bekämpfen. Wir wehren uns nicht gegen 
Substitutionsprogramme, wenn sie im 
Einzelfall sinnvoll sind und streng kon- 
trolliert werden. Unser Ziel muß aber die 
Hilfe für die Betroffenen und die Vermei- 
dung der Gefährdung der Allgemeinheit 
bleiben. In diesem Sinne fordert die 
CDU die SPD auf, öffentliche Irritatio- 
nen durch eine Diskussion über die Lega- 
lisierung von Drogen endlich im Inter- 
esse der Betroffenen und unseres 
Gemeinwesens zu beenden. • 
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5. Bundesdelegierten Versammlung 

Bernhard Worms: Wir kämpfen darum, 
daß Helmut Kohl Kanzler bleibt 
Die Senioren-Union der CDU 
Deutschlands hat ihre 5. Bundesdele- 
giertenversammlung vom 3. bis 5. Sep- 
tember in der Beethovenhalle in Bonn 
erfolgreich durchgeführt. Unter dem 
Motto: „Wir Senioren entscheiden die 
Wahl" waren Delegierte, Gäste und 
Pressevertreter zusammengekommen. 

Wenn nur Senioren zu wählen hätten, 
dann bekäme die CDU bei der anstehen- 
den Wahl zum Deutschen Bundestag die 
absolute Mehrheit. Schließlich hatte die 
Mehrheit der Senioren in der Bundesre- 
publik Deutschland bei den Wahlen zum 
Europäischen Parlament die CDU 
gewählt. 

Bernhard Worms als 
Bundesvorsitzender bestätigt 
Mit 96 Prozent aller Stimmen wurde 
Bernhard Worms als Bundesvorsitzender 
bestätigt. Im geschäftsführenden Bundes- 
vorstand wird er von Emil Fischer aus 
Sachsen-Anhalt, der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk, 
Alo Hauser aus Nordrhein-Westfalen, 
Erika Reinhardt und Anton Teyssen aus 
Niedersachsen begleitet. Aus den neuen 
Landesverbänden wurden die jeweiligen 
Landesvorsitzenden mit einer eindrucks- 
vollen Mehrheit gewählt. 
Im Mittelpunkt des Arbeitsprogramms 
stand die Bearbeitung der Anträge. Hier 
setzt die Senioren-Union auf allen Ebe- 
nen und in vielen Bereichen Zeichen. Es 
gilt, in den nächsten zwei Jahren die 
Beschlüsse zu den Anträgen zu folgenden 
Themen umzusetzen: 

• Rentenanpassung in den neuen Bun- 
desländern 

• Entschädigungsgesetz 
• Wohnen im Alter 
• Ausbau nachberuflicher Tätigkeitsfel- 

der für ältere Menschen 
• Abbau von Altersgrenzen für Schöffe'1 

bzw. Abbau jeglicher Altersdiskrimi- 
nierung 

• Vertretung der Senioren-Interessen aui 
Gemeindeebene 

• Innere Sicherheit 
• Schutz des Lebens zu Beginn und zum 

Ende der Lebensspanne 
• Europapolitik und Gründung einer 

Europäischen Senioren-Union. 

Delegierte verabschiedeten 
„Bonner Erklärung" 
Neben dieser wichtigen inhaltlichen 
Arbeit verabschiedete die Bundesdele- 
giertenversammlung die „Bonner Erk« 
rung", die richtungsweisend ist für die 
Zukunft der Senioren-Politik. 
Hier heißt es: 

Wir sagen: 

• Ja zur inneren Einheit 
Einheit leben heißt, einander die Han    • 
reichen, füreinander einstehen, miteina 
der die Zukunft gestalten. Die Auseina 
dersetzung mit der Vergangenheit ist n 
wendig; sie darf aber keine neuen Gra- 
ben aufreißen. Wer sich für die Grün & 
werte unserer Verfassung einsetzt, is 
wichtiger Mitstreiter auf dem Weg m 
gute Zukunft. 
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• ja_zu Europa 
Wir begrüßen die europäische Einigung 
und tragen das Unsere dazu bei. Das 
Zusammenleben der Völker muß sich in 
breiter Vielfalt vollziehen. Wer wie wir 
den Krieg kennengelernt hat, weiß um 
die Bedeutung des Friedens. 

• ja^zur Leistung 
Wir sind bereit zur Leistung und wollen, 
daß sich Leistung lohnt. Leistung und 
soziale Gerechtigkeit müssen auch 
^künftig Eckpfeiler unserer Wirtschafts- 
jjnd Gesellschaftspolitik sein. Wir wen- 
den uns gegen alle Überlegungen der dra- 
stischen Erhöhung der Vermögens- und 
trbschaftssteuer. 

Jazum Dialog 
ii" sind zum Dialog bereit und suchen 

'Jjn mit allen Gruppen der Gesellschaft. 
as Alter ist ein eigenständiger Lebens- 

abschnitt. Aus diesem Selbstverständnis 
eraus suchen wir als Partner den Dialog 

"W allen gesellschaftlichen Gruppen der 
Wirtschaft, der Wissenschaft und der 
poütik. 

jg_zur Verantwortung 
ie Politik der Senioren ist nicht auf 

^ltenpolitik begrenzt. Weil wir das 
anze sehen und uns für die ganze 

b Seilschaft verantwortlich fühlen, 
schränken wir uns nicht nur auf spezi- 

sche Fragen der Menschen im Alter. 
rne

r J*Üssen dafür sorgen, daß die Rah- 
Ve

e!Jbedingungen für ein aktives Altern ' 
£    essert und die Voraussetzungen für 
lj J^nständigkeit und Eigenverantwort- 

keit ausgeweitet werden. 

• jazur Zukunft 
du  1      ^en eme sichere Zukunft sowohl 
schf SOziale Gerechtigkeit und wirt- 
äußa Fortschritt als auch durch 
£L 

eren Frieden und innere Sicherheit. 
nfalls schaffen wir eine sichere 

Zukunft durch die Stärkung der Familie 
und durch mehr Solidarität zwischen den 
Generationen. Eine solide Umweltpolitik 
ist Garant dafür, daß die Schöpfung 
bewahrt wird und den Bedürfnissen der 
Menschen gerecht wird. 

• Ja zu Helmut Kohl 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat mit 
sicherem Gespür die deutsche Einheit 
herbeigeführt, er hat Deutschland zum 
Ansehen in der ganzen Welt verholfen. Er 
war und ist Motor des neuen Europa und 
er ist weltweit als zuverlässiger Partner 
geschätzt. 
Das Rahmenprogramm der Bundesdele- 
giertenversammlung wurde gestaltet 
durch Vorträge von Generalsekretär Peter 
Hintze, der Bundesministerin für Familie 
und Senioren, Hannelore Rönsch, sowie 
von Bundesarbeitsminister Norbert 
Blüm. 

In einem Podiumsgespräch wurde ein 
brennendes Thema behandelt: „Nachbe- 
rufliche Aufgaben und Tätigkeitsfelder". 
Unter der versierten Leitung von Frau 
Sisu Steinschulte, Verlag „Sechzig na 
und?" kamen Experten zu Wort, die die 
ganze Spannbreite dieser Thematik auf- 
zeigten und auch ihre Betroffenheit dar- 
über zum Ausdruck brachten, was es für 
einen Menschen bedeutet, nicht mehr 
gebraucht zu werden. Eine Wegbeschrei- 
bung von „nicht mehr gebraucht werden" 
zu „wieder gebraucht werden" zeichnete 
sich ab, wobei im Kern auch der Aspekt 
der „Werteverwirklichung" mit einbezo- 
gen wurde. 

Glanzlichter der Veranstaltung waren 
Preisverleihungen. Hier wurde der Schau- 
spieler Günter Strack, der aufgrund einer 
bundesweiten Umfrage bei den Mitglie- 
dern der Senioren-Union zum „Besten 
Schauspieler" gewählt wurde, ausgezeich- 
net. Außerdem bekamen drei Einzelhan- 
delsgeschäfte Auszeichnungen dafür, daß 
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Wohngeld-Sonderregelung verlängert 
Zur Verlängerung des Sonderwohn- 
geldes für die neuen Länder 
erklärte der wohnungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Dietmar Kansy: 
Der parlamentarische Bauausschuß 
hat einstimmig dem Vorschlag der 
Bundesregierung zugestimmt, die 
Dauer der in den neuen Ländern und 
dem Ostteil von Berlin geltenden gün- 
stigeren Wohngeld-Sonderregelung 
um ein weiteres Jahr bis zum 31. 
Dezember 1995 zu verlängern. Gleich- 
zeitig werden Vorschußregelungen für 
Empfänger von Wohngeld getroffen, 
deren Bewilligung im letzten Quartal 
1995 endet und die auf einen Wieder- 
holungsantrag erneut Wohngeld nach 
dem Wohngeld-Sondergesetz bewilligt 
bekommen; damit wird sichergestellt, 
daß auf Wohngeld angewiesene Haus- 

halte vorübergehend wegen der Bear- 
beitungsdauer von Bewilligungen 
nicht völlig ohne Wohngeld dastehen. 
Entsprechend dem Regierungsvor- 
schlag wird es beim Auslaufen der von 
vornherein zum 1. Juli 1995 hin befri- 
steten Familienfreibeträge bleiben. 
Wir haben im Ausschuß auch noch 
einmal unsere Auffassung bekräftigt, 
daß spätestens im Jahre 1996 eine all- 
gemeine Anpassung der Wohngeldlei- 
stungen an die zwischenzeitliche Ent- 
wicklung von Einkommen und Mieten 
notwendig wird, dann im Zusammen- 
hang mit der erklärten Absicht nach 
Vereinheitlichung und Vereinfachung 
des Wohngeldrechtes. Der Deutsche 
Bundestag hatte sich dieser Haltung 
zuletzt bei der Beschlußfassung im 
Juni über den Wohngeld- und Mieten- 
bericht 1993 ausdrücklich angeschlos- 
sen. 

ihre Läden besonders seniorenfreundlich 
sind. Die Preisträger aus Malente, Bre- 
men und Wiesbaden wurden ebenfalls 
aufgrund einer bundesweiten Umfrage 
„seniorenfreundliches Einkaufen" bei 
den Mitgliedern der Senioren-Union 
ermittelt. 

Großkundgebung mit 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
Der Höhepunkt der 5. Bundes- 
delegiertenversammlung war eine Groß- 
kundgebung mit Bundeskanzler Helmut 
Kohl, und dem Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Wolfgang 
Schäuble. Der Oberbürgermeister der 
Stadt Bonn, Hans Daniels, der Bundesob- 
mann des Österreichischen Seniorenbun- 
des, Stefan Knafl, der Direktor von ARP, 
Eric Reid, sowie der Vorsitzende der 

CDU/CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion 

des Europäischen Parlaments, Günter 
Rinsche, MdEP, sprachen Grußworte. 

Ca. 2.500 ältere Menschen waren aus 
allen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland nach Bonn gekommen, u 
dieses Ereignis mitzuerleben. Es war 
bewegend zu sehen, wie die älteren Me 
sehen mit glänzenden Augen und eriu 
und fasziniert von der Rede „ihres Kan - 
lers" und dem Singen des Liedes aller 
Deutschen die Beethovenhalle verließe • 

Der Bundesvorsitzende der Senioren- 
Union, Staatssekretär Bernhard Wo5mp. 
sagte in seinem Schlußwort: „Wir kamp 
fen darum, daß Helmut Kohl Kanzler 
bleibt. Er hat Großartiges für unser L 
geleistet, und wir vertrauen ihm und s   ^ 
ner Politik!" 
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»Mit feinem Gehör" 
Wenn einer seine Erfahrungen mit 

„vierzig Jahren in der Bonner Politik" 
JjWer den Titel „Mit feinem Gehör" stellt, 
dann ist die Darstellung leiser Töne zu 
erWarten. 

aß dazu vor allem auch seine eigenen 
''»orte gehören, verrät Eduard Ackermann 
9 eich am Anfang seiner Memoiren, wenn 
er sich nicht als „Darsteller", sondern — 
Und das nur „allenfalls" — als „Souffleur" 
Ersteht. 

j?®r Vergleich trifft nicht nur das Hörbare. 
Ur das Publikum unsichtbar, hat er denen 
u9eflüstert, die im Rampenlicht standen 
nd Politik im Zentrum des allgemeinen 

presses machten — Heinrich Krone, 
e|nrich von Brentano, Rainer Barzel und 

Karl Carstens. 

°n diesem übernahm den Sprecher der 
d°U/csU-Bundestagsfraktion 1976 der 

im!?al'9e °PP°sitionsfunrer Helmut Kohl 
nd nahm ihn 1982 auch ins Kanzleramt 
J ' Wo er heute als Ministerialdirektor die 

seh  'Ung »Gesellschaftliche und poüfr 
jj18 Analysen, Kommunikation und 

entlichkeitsarbeit" leitet und einen Ter- 
'n für den Ruhestand allenfalls in Aus- 

S,cht stellt. 

"    'st der Knotenpunkt eines weitver- 
t0r

e'9ten Netzes und hat als Kommunika- 
I    des Bundeskanzlers die politische 
^ °r.mat'°nsarbeit für die moderne 
sCk ,enar"beit unserer Zeit neu zuge- 
be^n'ttten", schreibt die WELT und 

Qru°   6ibt mit 9roßen Worten die im 
Se   

de simple Technik eines beispiello- 
Erfolgs von Beharrlichkeit und Treue. 

9eiebehutsam und taktvo" er diese Arbeit 
!\/le     et nat, so sind ihm auch seine 
"Enth°lren 9eraten" bestätigt FOCUS. Wer 
sejn  iJ|lun9enu erwartet, wird nicht auf 
ln   e K°sten kommen. 

16 Alltagsnähe, in der er sie erlebt hat, 

holt er die Großen dieser Welt und die 
wichtigen Ereignisse von 40 Jahren Zeit- 
geschichte. 
Als am 9. November 1989 die Mauer fiel, 
war Kohl in Warschau. Ackermann mußte 
ihn aus dem Saal ans Telefon rufen lassen, 
in dem der polnische Ministerpräsident 
Mazowiecki ein Festessen gab. 
• „Herr Dr. Kohl, halten Sie sich fest. Die 
DDR-Leute machen die Mauer auf." 
D „Sind Sie sicher, Ackermann?" 

D „Das Fernsehen überträgt live aus Ber- 
lin, ich kann es mit eigenen Augen sehen." 
D „Das ist ja unfaßbar". 

DER SPIEGEL: „Mehr als jede detektivi- 
sche Dissertation beweist dieser kurze 
Kohl-Ackermannsche Dialog, wie konspi- 
rationsfrei und spontan der Durchbruch 
zur deutschen Einheit kam." 

Helmut Kohl und Eduard Ackermann im ver- 
traulichen Gespräch. 

Angenehm ambitionsfrei ist Ackermanns 
Schreib- und Darstellungsstil und ent- 
spricht ganz dem, was der Bundeskanzler 
bei der Vorstellung des Buches im Bonner 
Maritim an seinem langjährigen Vertrauten 
rühmte, daß er seine Lebensart nie ver- 
leugnet habe und „geblieben ist, wie er 
immer war". 

Eduard Ackermann: Mit feinem 
Gehör. Vierzig Jahre in der Bon- 
ner Politik. Gustav Lübbe-Verlag. 
432 Seiten. 44,— DM. • 
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JU: Erfolgreicher Wahlkampf auftakt in Dortmund 
Großen Erfolg hatte die Junge 
Union mit Ihrer Aktion „Politik 
ohne Bart" beim Wahlkampfauf- 
takt der CDU in Dortmund. 
Besonders die T-Shirts mit dem Slo- 
gan „Politik ohne Bart" auf der Vor- 
derseite und der Aussage „Second 
place is the first loser, Mr. Scharping" 
fanden reißenden Absatz. 

T-Shirts in den Größen L und XL zum 
Preis von 10 DM pro Stück (plus Ver- 
sand) können gegen Einzugsermächti- 
gung oder Verrechnungsscheck bei der 
JU-Bundesgeschäftsstelle, 
Annaberger Str. 283, 53175 Bonn, 
Tel. 0228/310011, Fax 0228/384520, 
bestellt werden, so lange der Vorrat 
reicht. 

CDU-Wahlspots zur Bundestagswahl 1994 
im öffentlich-rechtlichen Fernsehen 

Mo., 19. 9.1994: 21.00 Uhr, ARD 
Mo., 19. 9.1994: 21.00 Uhr, ZDF 
Sa., 24. 9.1994: 18.45 Uhr, ZDF 

Sa., 24. 9.1994: 22.20 Uhr, ARD 
Di., 27. 9.1994: 22.15 Uhr, ZDF 
Mi., 28. 9.1994: 23.00 Uhr, ARD 
Do., 29. 9.1994:17.37 Uhr, ARD 
Fr., 30. 9.1994: 18.45 Uhr, ZDF 

Alle Zeit-Angaben 

Di., 4.10.1994: 22.05 Uhr, ARD 
Fr., 7.10.1994: 17.37 Uhr, ARD 
Fr., 7.10.1994: 18.45 Uhr, ZDF 

Sa., 8.10.1994: 22.00 Uhr, ZDF 
Di., 11.10.1994: 18.45 Uhr, ZDF 
Di., 11.10.1994: 21.45 Uhr, ARD 
Fr., 14.10.1994: 22.15 Uhr, ZDF 

Fr., 14.10.1994: 23.00 Uhr, ARD 

sind Zirka-Angaben! 
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Mann in der CDU Deutschlands 

s '?
Ses Faltblatt enthält alle Parteitagsbe- 

cnlüsse der CDU zur politischen Gleich- 
el,ung von Frau und Mann. 
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p^rPackungseinheit: 50 Expl. 

reis je 50 Expl.: 28,50 DM 

Prauen knüpfen Netze 
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